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woxx: Herr Premierminis-
ter, nach Ihrem Besuch im
Kosovo äußerten Sie sich
pessimistisch über die dor-
tige Lage. In den vergange-
nen Jahren sind zuneh-
mend Asylbewerber aus
dem Kosovo nach Luxem-
burg gekommen. Nun ist
ein Rückführungsabkom-
menin Arbeit. Werden diese
Menschen wieder in ihr
Herkunftsland zurückge-
schickt?
Jean-Claude Juncker: Auch
wenn das Abkommen unter
Dach und Fach ist, wird es
nicht zu kollektiven Zwangs-
rückführungen kommen, bis
sichdie LageimKosovoberu-
higt hat. Es wird aber zuindi-
viduellen Rückführungen
kommen, wennsicher gestellt
ist, dass dies ohne Gefahr für
Leib und Leben geschehen
kann.
Ehemalige Flüchtlinge

aus Serbien-Montenegro
werden schon seit über ei-
nem Jahr in ihr Land zu-
rückgeschickt. Von einer
stabilen politischen Lage
kann aber dort nicht die Re-
de sein. Weshalb diese
Rückführungen?
Die Lage im Kosovo ist

nicht vergleichbar mit der in
Bosnien, Serbien-Montenegro
oder Mazedonien. Bei den
drei Letzteren hat sich die

Chanceauf eine Ankunft inei-
ner neuenNormalität deutlich
verbessert. Ichhabekeine Be-
denken, Menschen dorthin
zurückzuschicken.
Normalität? Die Präsi-

dentschaftswahlen in Ser-
bien-Montenegro sind mehr-
fachgescheitert, Premiermi-
nisterDjindjic wurdeermor-
det, der Ausnahmezustand
ausgerufen.
Das sindaber keine Vorgän-

ge, diein der Flüchtlingsfrage
von Relevanz sind. Politische
Morde, so schli mm sie auch
sind, sagen nichts aus über
die Alltagsqualität der Men-
schenrechte. In Bosnien, Ma-
zedonien und Serbien-Mon-
tenegro habe ich den real er-
kennbaren Willenfestgestellt,
von dem reinen Gegeneinan-
der der Ethnien abzurücken.
Im Kosovo habe ich das Ge-
genteil beobachtet.
Die ausgewiesenen Mon-

tenegriner kehren in ein
Land zurück, das ihnen so
gut wie keine wirtschaftli-
che undsoziale Perspektive
bietet. Ist esverantwortbar,
sie in derartige Umstände
zurückzuschicken?
Ja, ich finde das verant-

wortbar. Wer Menschen hier
Zuflucht bietet, weil sie keine
ausreichenden Perspektiven
in Montenegro haben, muss
wissen, dass er dann dem

massiven Zustrom aus ärme-
ren Regionen der Welt Tür
und Tor öffnet. Nun würdeich
dies gerne tun. Ich habe
schoneinmal erklärt, dassich
mich in der Flüchtlingsfrage
nicht in Harmonie mit mir
selbst bewege. Man hat auch
Verantwortungfür die Asylbe-
werber, die wegen Verfolgung
aus religiösem, politischen
oder philosophischen Grün-
den nach Luxemburg fliehen
und denen die Priorität zu-
kommen muss. Es kommen
ständig neue Asylbewerber in
übergroßer Zahl, so dass wir
in den Anfangsmonaten des
nächsten Jahres wirklich
nicht mehr wissen, wowir die-
se Menschen unterbringen
können.
Einige der abgelehnten

Asylbewerber hatten hier
bereits eine Arbeitsstelle in
Aussicht. Warum bekamen
sie, obwohlsieschon mehre-
re Jahre hier lebten, keine
Arbeitserlaubnis?
Weil das Problem sich so

nicht stellt. Als Arbeitsminis-
ter hatte ich die Möglichkeit
geschaffen Arbeitsgenehmi-
gungen zu erteilen. Man hat
das später aus gutemGrunde
geändert. Es sprach sich he-
rum, dass manin Luxemburg
nicht mehr des Landes ver-
wiesen werden könne, auch
wenn man illegal eingewan-

dert ist, dass man irgendwie
eine Arbeitserlaubnis be-
kommt, wenn man erst eine
Arbeitsstelle gefunden hat. In
Teilen des Balkans wurde
massiv Propaganda betrie-
ben, um nach Luxemburg zu
kommen. Wir konnten dem
nicht einfach tatenlos zu-
schauen, so sehr ich es auch
begrüßte, wennwir Menschen
bei gelungenerIntegrationbei
uns behalten könnten. Aber
wir werden nicht nur die in
Luxemburg haben, deren In-
tegration gelungen ist, son-
dernaucheineunwahrschein-
lich große Zahl von illegalen
Einwanderern, bei denen kei-
ne politische Motivation vor-
liegt, ihr Land zu verlassen.
Die werden wir nicht integrie-
ren können. Man muss sehr
gut aufpassen, umdiefragilen
Gleichgewichte - auch hier in
Luxemburg - nicht zu stören.
Wenn sich herumspricht,
dass sich in der Gruppe die-
ser Menschen, die Asyl bean-
tragen, eine große Zahl befin-
det, die kri minell motiviert
ist, dann wird dies den Men-
schenschaden, die aus politi-
schen Gründen nach Luxem-
burg kamen, und anderen Zu-
wanderern. Ich sehe das mit
Sorge.

Imvergangenen Juni tra-
fen Sie sich zu einer Unter-
redung mit Vertretern hiesi-
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ger Hilfsorganisationen.
Diese hatten bereits lange
davor umein Gespräch ge-
beten, aber keine Antwort
erhalten. Legen Sie wenig
Wert auf die zivilgesell-
schaftlichen Strömungen
hierzulande?
Die Zivilgesellschaft hat

null Prozent mehr Wert als die
Politik selbst. Ich bin bereit,
der Zivilgesellschaft, was
i mmer das auch sein mag,
zuzuhören. Es finden auch
dauernd auf allen mögli-
chen Ebenen Gespräche zwi-
schen Flüchtlingsorganisatio-
nen und der Regierung statt.
Ich habe aber sehr oft die be-
trübliche Feststellung ge-
macht, dass das, was nach
diesen Unterredungen in die
öffentliche Meinungdringt, et-
wasanderesist als das, wasin
diesen Unterredungen gesagt
wird.
Als das Sammelzentrum

für abgewiesene Asylbewer-
ber in Findel eröffnet wur-
de, erfuhren die Nichtregie-
rungsorganisationen und
die Presse erst spät davon.
Zugang bekamen sie nicht.
In anderenLändern werden
solche Zugangsrechte ge-
währt. Warum nicht in Lu-
xemburg?
Ichhabekeine Ahnung, wie-

so der Zugang verwehrt wur-
de. Es würde mich auch nicht
stören, wenn es diesen Zu-
ganggäbe. Wobei ich dankbar
bin, dass nicht alle Sti mmen,
die sich i m Rahmen der
Flüchtlingsdebatte artikulie-
ren, Zugang zur luxemburgi-
schen Presse finden. Ich mei-
ne diejenigen Sti mmen, die
sich mir gegenüber in Ver-
sammlungen, in Briefen und
am Telefon äußern, auch
wenn man sie - zu Recht -
nicht in der Presse zu Wort
kommen lässt. Viele Men-
schen sagen mir, die Zeitun-
genwürdengar nicht über das
berichten, was Sache ist. Das
macht mich besorgt, obwohl
ich eine spontane Sympathie
für die Kräfte in unserer Ge-
sellschaft habe, die sich für
Flüchtlinge einsetzen. Diese
Meinungsträger ziehe ich auf
alle Fälle jenen vor, die syste-
matisch Sti mmung gegen
Flüchtlinge und Ausländer
machen.
DieluxemburgischeRegie-

rung lehnt eine Einwande-
rerquote ab. Warum?
Weil ich allergisch gegen

die Vorstellung bin, dass man
Menschenin Quoten einteilen
kann. Wir befinden uns dai m
Verbund mit mehreren euro-
päischenLändern, diediesab-
lehnen. Eine Kontingentierung
ist keine Pro-Flüchtlingsmaß-
nahme. Wenn wir eine hätten
und diejenigen, die zu uns
kommen, würden sich nicht
kontingentierenlassen, würde
es das Problem weder ab-
schwächennochbeseitigen.
Seit dem Sommer steht

der Vorwurf im Raum, Lu-
xemburg habe bei der Ab-
schiebung eines tunesi-
schen Staatsbürgers gegen
internationale Menschen-
rechtsabkommenverstoßen.
Der Vorwurf stehti mRaum.

Ich kommentiere das nicht.
Das habendiezuständigen Mi-
nister und Verwaltungsinstan-
zen getan. Ich habe ein Wis-
sen über diesen Vorgang, das
mich dauerhaft glaubenlässt,
dass richtig war, was in dem

besti mmten Fall gemacht
wurde. Die Öffentlichkeit
muss damit leben, dass ich
das Wissenhabe unddement-
sprechendgehandelt habe.
Die luxemburgische Men-
schenrechtskommission

sagt zu diesem Fall, dass
nichts Folter rechtfertigt.
Die Staatsraison könne kei-
nesfalls über den grundle-
genden Menschenrechten
stehen.
Ich sehe das eigentlich

nichtfundamental anders. Lu-
xemburghatjaniemandenab-
geschobeni mWissen, dass er
gefoltert würde - falls dies
sti mmt, wofür ich keine An-
haltspunkte habe.
DasRisiko bestand, daes

sich sich doch umjemand
handelte, derpolitischaktiv
war und gerade deswegen
zurückgeschickt wurde.
Hier handelt es sich umje-

mand, derinTunesienundan-
derswo politisch aktiv und
auf dem Sprung war, in Lu-
xemburg nicht nur politisch
aktivzu werden. Dies ist eine
schwierige Güterabwägung.
Und man muss die Sicher-
heitsrisiken genau einschät-
zen. Da ist man nie ganz feh-
lerfrei, das gebeich gerne zu,
obwohl ichin demkonkreten
Fall kein Fehlverhalten erken-
nen kann. Wenn manaber ein
besti mmtes Wissen hat und
trotzdem nicht handelt, und
wenn dann eintritt, was man
befürchtet hat, dann zerfällt
der Diskurs in tausend Be-
standteile. Es findet sich hin-
terher niemand, auch nicht
bei den schreibenden Gut-
menschen, der sagt, Juncker
hat die richtige Güterabwä-
gung getroffen und wir haben
jetzt 20 Totezubeklagen.
FindenSie, wieIhre Minis-

terkollegen, dass die Men-
schenrechtskommission zu
einem falschen Zeitpunkt
falscheSachengesagt hat?
Ich glaube, dass hier auf-

grund der Aufgabenteilung
eine Menschenrechtskommis-
sion sich prioritär mit dem
Aspekt beschäftigt, mit dem
sie sich zu beschäftigen hat.
Dafür wurde sie auchvon mir
eingesetzt. Die Regierung
muss damit leben können,
dass sie kritisiert wird und
sie muss sich auch mit den
ihr zur Verfügung stehenden
Mitteln erklären. Das ist nun
mal so in der Demokratie.
Ich hätte mir gewünscht, die
Meinungsäußerung der Men-
schenrechtskommission wäre
zu einem anderen Zeitpunkt
erfolgt, kannaberin dieser zu
frühen Wortmeldung keinen
Anlass sehen, ihre Arbeit in
Fragezustellen.
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